
 

 

 

 
 
 

 
 
 
 

Verwandlung durch Recht 

IfZ legt Studie zum Bundesverfassungsgericht 

nach dem Nationalsozialismus vor 

 

Wie ist das Bundesverfassungsgericht seit seiner Gründung im Jahr 

1951 mit der nationalsozialistischen Vergangenheit umgegangen? Die-

ser Frage ist ein Forschungsprojekt des Instituts für Zeitgeschichte im 

Auftrag des Bundesverfassungsgerichts nachgegangen. Unter dem Ti-

tel „Verwandlung durch Recht. Das Bundesverfassungsgericht und die 

Vergangenheit“ zeichnen die Historiker Frieder Günther und Eva Balz 

die Geschichte der Karlsruher Rechtsinstitution bis in die 1970er Jahre 

nach.  

Das Bundesverfassungsgericht gilt bis heute als ein unbelastetes Gericht, 

das, als es 1951 gegründet wurde, über keinen Vorgänger verfügte. Eva Balz 

und Frieder Günther zeigen in ihrem Buch hingegen auf, dass das Gericht 

aufgrund seines Personals und seiner Rechtsprechung tatsächlich tief in der 

deutschen Geschichte der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts verwurzelt 

war, dass es sich in seinen Entscheidungen aber kontinuierlich kritisch mit 

dieser Tradition auseinandersetzte und so – häufig in dezidierter Abgren-

zung vom Zeitgeist – zu einem Motor wurde, sich von dieser Tradition loszu-

sagen. Insofern verwandelten sich das Gericht und seine Richter im Zeitraum 

von 1951 bis 1970 und sie wirkten zugleich dabei mit, Staat und Gesellschaft 

von Grund auf zu verändern. Ihr Leitbild war dabei das Grundgesetz. Die 

beiden Autoren veranschaulichen dies, indem sie erstens die Biografien der 

Richterinnen und Richter, zweitens das Gericht als Institution sowie drittens 

maßgebliche Entscheidungen untersuchen.  

Die Biografien  

Im Vergleich mit anderen bundesdeutschen Institutionen war am Bundesver-

fassungsgericht der Anteil von Richtern, die in der Zeit des Nationalsozialis-

mus diskriminiert oder verfolgt worden waren, besonders hoch. Aber er war 
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weniger hoch, als es die Forschung bislang angenommen hat. Umgekehrt 

war die Anzahl von Richtern, die sich für den Nationalsozialismus politisch 

engagiert hatten und teilweise an Gewaltverbrechen beteiligt gewesen wa-

ren, größer als bisher bekannt. Der Anteil belasteter Personen nahm im Zeit-

verlauf zu. Während er sich in der ersten Richtergeneration auf 12,5 Prozent 

(ehemalige NSDAP-Mitglieder), bzw. 21 Prozent (ehemalige SA-Mitglieder) 

belief, erreichte er 1965 seinen Höchststand mit 19 Prozent (NSDAP) und 

25 Prozent (SA). 1951 belief sich der Anteil von Personen, die eindeutig Ver-

folgte des Nationalsozialismus waren, auf knapp 38 Prozent. Insgesamt 

machte diese Personengruppe 29 Prozent der Richter aus, die zwischen 

1951 und 1970 am Verfassungsgericht waren. Trotz der unterschiedlichen 

Schicksale der Richter war die Grundatmosphäre im Gericht von Anfang an 

integrierend. Richter mit Diskriminierungs- oder Verfolgungserfahrung wie 

Georg Fröhlich, Rudolf Katz oder Erwin Stein, wollten unbedingt konstruktiv 

am Wiederaufbau mitwirken und dafür vertrauensvoll mit den Richterkolle-

gen zusammenarbeiten, die nach 1933 ihre berufliche Karriere ungebrochen 

fortgesetzt hatten. Stärker Belastete, wie Hermann Höpker Aschoff oder Willi 

Geiger, waren im Gegenzug bestrebt, ihre eigene Biografie ein Stück weit 

umzuinterpretieren, um sie den Verfolgungsschicksalen ihrer Kollegen anzu-

nähern und die eigene Verbindung zum Nationalsozialismus zu relativieren. 

Vor diesem Hintergrund bildete sich rasch ein antinationalsozialistischer ge-

nauso wie ein antikommunistischer Grundkonsens heraus, der sich bis 1970 

fortsetzte. Anzeichen, dass an ein dezidiert nationalsozialistisches Rechts-

denken im Gericht angeknüpft wurde, gibt es nicht. Dennoch wurde das Ge-

richt seit 1965 Ziel von vergangenheitspolitischen Angriffen aus der Öffent-

lichkeit, die sich vor allem gegen die nationalsozialistische Vergangenheit 

des Richters Willi Geiger und dessen frühere Tätigkeit als Staatsanwalt am 

Sondergericht in Bamberg wandten.  

Die Institution 

Voraussetzung, dass das Bundesverfassungsgericht die machtvolle Stellung 

erlangte, die ihm heute zukommt, war zweitens ein beispielloser institutionel-

ler Aufstieg. Dieser begann in den ersten Jahren mit dem sogenannten Sta-

tusstreit, bei dem sich das Gericht als unabhängiges oberstes Verfassungs-

organ, das unvermeidlich in den politischen Bereich hineinwirkte, gegen die 

Bundesregierung durchsetzen konnte, ohne dass dies vom Gesetz zwangs-

läufig vorgegeben war. Doch dieser Aufstieg fand damit keinen Abschluss, 
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sondern setzte sich bis 1970 kontinuierlich fort und spiegelte sich beispiels-

weise in der Richterbezahlung oder im protokollarischen Rang des Bundes-

verfassungsgerichtspräsidenten gegenüber den anderen Präsidenten der 

obersten Bundesgerichte. Begleitet wurde dieser Aufstieg von internen Aus-

einandersetzungen unter den Richtern etwa über Fragen der Stellung des 

Präsidenten im Vergleich mit dem Richterkollegium oder über den Umgang 

mit den traditionell geheimen Minderheitsvoten. Auf diese Weise rückte das 

Bundesverfassungsgericht immer weiter von den Traditionen deutscher Ge-

richtsbarkeit ab. 

Die Entscheidungen 

Dies war drittens die Voraussetzung dafür, dass das Gericht mit seiner 

Rechtsprechung eine ungemeine Wirkung entfalten konnte. Die Richter ver-

standen das Grundgesetz – und hierbei besonders die Grundrechte – als 

eine in sich geschlossene und hierarchisch gegliederte objektive Wertord-

nung, nach der sie Staat und Gesellschaft umgestalten wollten. Die Wertord-

nung war somit ein Konsensbegriff unter den Richtern, der den Zusammen-

halt stärkte, und zugleich ein Verwandlungskonzept für das gesamte Ge-

meinwesen, das in alle Rechtsgebiete ausstrahlen sollte. Der Begriff 

stammte aus den späten 1920er Jahren, war völkisch inspiriert, wurde nun 

aber entschieden antinationalsozialistisch und antitotalitär uminterpretiert. 

Mit ihm bediente das Bundesverfassungsgericht das Bedürfnis der Zeit nach 

Orientierung und Sinnstiftung auf effektivere Weise, als sich dies mit trocke-

nen Artikeln aus einem Gesetzeswerk erreichen lässt. Somit entwickelte es 

sich in den 1950er Jahren zu einer einflussreichen reformorientierten Institu-

tion, die neue Impulse etwa auf dem Gebiet der Geschlechterbeziehungen, 

des Beamtenrechts oder der Wiedergutmachung einbrachte. Trotz einiger 

Verfahren, die teilweise vergessen, teilweise bis heute bekannt sind und sich 

in diese Entwicklung nicht einfügen lassen, setzte das Gericht diese reform-

orientierte Rechtsprechung auch während der 1960er Jahre fort und diffe-

renzierte sie aus. Bei Entscheidungen mit Bezügen zur Vergangenheit ga-

ben die Richter immer wieder Anstöße zu einer kritischen Auseinanderset-

zung mit dem Nationalsozialismus und strichen die einschneidende Bedeu-

tung des verfassungsrechtlichen Bruchs von 1945 heraus. Auf diese Weise 

leistete das Bundesverfassungsgericht einen wesentlichen Beitrag, dass 

sich die Bundesrepublik zu einer liberalen und pluralistischen Demokratie 

verwandelte, die ihre Lektion aus der jüngsten deutschen Geschichte gezo-

gen hatte. 
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Das Forschungsprojekt wurde von Eva Balz und Frieder Günther von 2021 

bis 2025 gemeinsam am Institut für Zeitgeschichte München−Berlin bearbei-

tet. Es wurde vom Bundesverfassungsgericht finanziell gefördert und in völ-

liger wissenschaftlicher Unabhängigkeit durchgeführt. 
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(2006); Verwaltungsstaat. Die Verwaltungskultur der deutschen Innenmini-
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